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I. Das Recht auf Bildung

1. Vorgeschichte.
a) Die Verfassung von 1949 befaßte sich in den Art. 35 bis 40 mit dem Recht auf 1 

Bildung, seiner Ausgestaltung und seinen Garantien. Art. 35 Abs. 1 versprach jedem Bür­
ger das gleiche Recht auf Bildung und verband es mit dem Recht auf freie Wahl seines 
Berufs. Die Bildung der Jugend sowie die geistige und fachliche Weiterbildung der Bür­
ger sollten auf allen Gebieten des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens durch die öf­
fentlichen Einrichtungen gesichert werden (Art. 35 Abs. 2). Art. 36 enthielt die seit 1952 
wegen der Abschaffung der Länder (s. Rz. 47 zur Präambel) überholte Kompetenzvertei­
lung zwischen diesen und der Republik auf den Gebieten des Schulwesens und der Lehrer­
ausbildung. Art. 37 Abs. 1 und 2 legten die Erziehungsziele der Schule fest. Die Schule 
sollte die Jugend im Geiste der Verfassung zu selbständig denkenden, verantwortungsbe­
wußt handelnden Menschen, die fähig und bereit wären, sich in das Leben der Gemein­
schaft einzuordnen, erziehen. Als Mittlerin der Kultur wurde der Schule die Aufgabe 
übertragen, die Jugend im Geiste des friedlichen und freundschaftlichen Zusammenlebens 
der Völker und einer echten Demokratie zu wahrer Humanität zu erziehen. Art. 37 Abs. 3 
verankerte die Einrichtung der Eltembeiräte in der Verfassung. Durch diese sollten die El­
tern bei der Schulerziehung ihrer Kinder mitwirken. Art. 38 Abs. 1 Satz 1 legte die allge­
meine Schulpflicht fest. Danach bestand sie bis zum vollendeten 16. Lebensjahr. In den 
folgenden Sätzen des ersten Absatzes des Art. 38 und den folgenden Absätzen wurden die 
Grundzüge des Schulsystems bestimmt. Nach Beendigung der für alle Kinder obligatori-
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